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Entwurf des Preßgeſetzes ,

von der Großherzoglich Badiſchen Regierung den Ständen

zur Berathung vorgelegt .

. .

Von der Polizei der Preſſe .

§. 1. Die im Großherzogthum herauskommenden oder zu
verbreitenden Druckſchriften ſind unter der im §. 18 beſtimm⸗
ten Ausnahme keiner Cenſur unterworfen .

§. 2. Keine Druckſchrift darf im Großherzogthume her —
ausgegeben oder verbreitet werden , welcher nicht der Name
des Verlegers oder Druckers , auch der Ort , und die übliche
Bezeichnung der Zeit des Druckes beigeſetzt iſt .

Auch dann , wenn der Verfaſſer genannt iſt , muß der Name
des Verlegers oder Druckers beigeſetzt werden .

Die Verletzung dieſer Vorſchrift wird an dem Verleger ,
Drucker und Verbreiter ohne Rückſicht auf den Inhalt der
Schrift mit einer Strafe von 10 —100 fl . geahndet . Nebſt
dieſer Geldſtrafe wird Gefängniß von 3 — 14 Tagen erkannt ,
wenn der Name des Verlegers oder Druckers , der Ort oder
die Zeit des Druckes falſch angegeben ſind .

§. 3. Was in dieſem Geſetze von Druckſchriften verordnet

wird, gilt von jeder mechaniſchen Vervielfältigung der Schrift ,
ſei es durch die gewöhnliche Druckerpreſſe oder durch Lytho⸗
graphie u. dgl .

§. 4. Für jede im Großherzogthume herauskommende Zeit⸗
ſchrift und Zeitung iſt ein badiſcher Staatsbürger , der das
dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt hat , der Polizeibehoͤrde als
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nenden oderzu
Is beſtinn⸗

verantwortlicher Redacteur zu benennen , und ſein Name

jedem Hefte und jedem Zeitungsblatte beizuſetzen .
§. 5. Der verantwortliche Redacteur hat vor der Heraus⸗

gabe der Zeitſchrift oder Zeitung , wenn ſie nicht mehr als
dreimal in der Woche erſcheint , fuͤr Geldſtrafen , Koſten und

Entſchädigungen eine Kaution von 1000 fl . , wenn ſie öfter
erſcheint , von 2000 fl . in Liegenſchaften , Geld , inlaͤndiſchen
Staatspapieren oder durch Bürgen zu ſtellen .

Die Kaution iſt jedesmal , ſo wie ſie eine Minderung er⸗

leidet , zu ergänzen .
§. 6. Von jedem einzelnen Blatte einer Zeitung , von jedem

einzelnen Hefte einer Zeitſchrift , und von jeder Schrift , die
im Drucke nicht über funf Bogen beträgt , iſt ein Exremplar
vor der Austheilung oder Verſendung bei der Polizeibehörde
zu hinterlegen . Durch die Hinterlegung ſoll die Austheilung
oder Verſendung nicht aufgehalten ſeyn .

Jedem hinterlegten Blatte einer Zeitung und jedem hinter⸗

legten Hefte einer Zeitſchrift hat der verantwortliche Redac⸗

teur ſeinen Namen eigenhändig beizuſetzen .
§. 7. Ausgenommen von den Beſtimmungen der Sö. 4, 5 ,

6 ſind allein Zeitſchriften und Zeitungen rein wiſſenſchaft⸗
lichen oder techniſchen Inhaltes .

Doch iſt auch hier der Redacteur jedesmal zu benennen .

§. 8. Der Herausgeber einer Zeitung oder Zeitſchrift iſt

ſchuldig , jede amtliche oder amtlich beglaubigte Berichtigung ,
welche auf die darin vorgetragenen Thatſachen ſich bezieht ,
unentgeldlich und jede andere Berichtigung von Seiten des

Angegriffenen gegen die gewöhnlichen Einrückungsgebühren
ſogleich nach deren Mittheilung in das naͤchſtfolgende Blatt

oder Heft aufzunehmen .
§. 9. Diejenigen , die den Verkauf oder das Ausleihen

von Büchern als Gewerbe treiben , ſind verbunden , über

die bei ihnen vorräthigen Druckſchriften ein fortlaufendes ,
von Monat zu Monat zu ergänzendes Verzeichniß zu führen ,
und der Polizeibehörde , wenn ſie es verlangt , zur Einſicht
vorzulegen .

§. 10 . Die Übertretung der Vorſchriften der §Sö. 4 , 5 , 6 ,

7 , 8 , 9 iſt mit einer Strafe von 10 — 100 fl. zu belegen.
§. 11 . Die Polizeibehörde iſt ermäͤchtiget , jede Druckſchrift

vor oder nach ihrem Ausgeben , ſelbſt die Handſchrift , wenn

ſie bereits zum Drucke abgegeben iſt , zu belegen ,
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1 ) wenn es der Schrift an der im §. 2 erforderten Be⸗

nennung und Bezeichnung fehlt , oder wenn dieſe Benennung
oder Bezeichnung falſch iſt ; 5

2 38 die e noch nicht geſtellt , oder

im Falle einer eingetretenen Verminderung nicht wieder er —

gänzt worden iſt ;
3 ) wenn der Inhalt der Schrift den Verdacht eines ſolchen

Verbrechens oder Vergehens begründet , welches im öffent⸗

lichen Intereſſe von Amtswegen verfolgt werden kann ;
4 ) wenn Jemand eine durch Verbreitung der Schrift ihm

zugehende Rechtsverletzung nachweiſen oder wahrſcheinlich
machen kann .

8. 12 . Jede ſolche Beſchlagnahme iſt in den nächſten 24

Stunden von der Polizeibehoͤrde dem Staatsanwalte und
dem Gerichte anzuzeigen .

Unterbleibt die Anzeige bei dem Gerichte , ſo kann derjenige ,
gegen welchen der Beſchlag verfügt iſt , die Aufhebung deſ —
ſelben bei dem Gerichte verlangen .

§. 13 . Von der im §. 1 ausgeſprochenen Cenſurbefreiung
ſind Zeitſchriften und Zeitungen , desgleichen ſolche Schriften ,
die nicht über 20 Bogen im Druck ſtark ſind , ausgenommen ,
inſofern ſie entweder ihrem ganzen Inhalt nach oder theil⸗
weiſe den deutſchen Bund oder hiezu gehörige Staaten , außer
Baden , betreffen .

§. 14 . Die Verfaſſer , Verleger oder Drucker ſolcher Schrif⸗
ten ſind verbunden , vor dem Drucke die Schrift , oder wenn

ſie nur theilweiſe den im §. 13 bezeichneten Inhalt hat , die

hierauf bezüglichen Theile der Schrift der beſtehenden Cenſur⸗
behörde vorzulegen und die deßfallſige Druckerlaubniß ein⸗

zuholen .
§. 15 . Die Cenſurbehörden haben ihr Urtheil nach den in

den Sö. 22 u. folg . gegebenen Strafbeſtimmungen zu bemeſſen .
§. 16 . Wird die Druckerlaubniß ertheilt , ſo ſind Verfaſſer ,

Redacteur , Verleger und Drucker hinſichtlich des Inhalts
der Schrift , inſofern er der Cenſur unterliegt , von der Ver⸗
antwortlichkeit frei .

§ . 17 . Wird die Druckerlaubniß umgangen , und durch
die Druckſchrift einem andern Bundesſtaate oder dem Bunde
ſelbſt Anlaß zur Beſchwerde gegeben , ſo wird der Redacteur
von Zeitungen und Zeitſchriften , und der Verleger oder
Drucker von andern Schriften wegen des Umgehens der

Ceuſut!
behaltlie

91
Ungeach

enomnn
I

kann
Gefät
weiter
Druckt
halben

10We
W0

UY1



— —

Cenſur in eine Strafe von 10 fl . bis 100 fl . verfällt , vor⸗
behaltlich der Haftung für den Inhalt .

§. 18 . Vorſtehende Geldſtrafe wird verdovpelt , wenn
ungeachtet der verſagten Erlaubniß der Druck dennoch vor⸗

genommen iſt .

§. 19 . Bei wiederholter Übertretung des Druckverbotes ,
kann im erſten Wiederholungsfalle nebſt der Geldſtrafe
Gefängniß von 8 Tagen bis 4 Wochen erkannt , in jedem
weitern Falle die Gewerbserlaubniß des Verlegers oder
Druckers auf die Zeit von einem Monate bis zu einem

halben Jahre ſuspendirt werden .

§. 20 . Die Verfügungen der §§. 13 bis 19 beſtehen nur ſo
lange , als das proviſoriſche Preßgeſetz des Bundestags vom
20 . September 1819 wirkſam bleibt .

§. 21 . Die Erkennung der in dieſem Titel beſtimmten
Strafen ſteht lediglich den Gerichten zu , und zwar :

) wenn der Staatsanwalt auf eine Geldſtrafe , die 30 fl .
nicht überſteigt , anträgt , den Gerichten erſter Inſtanz ,
vorbehaltlich des Rekurſes an das Hofgericht ;

h ) wenn die vom Staatsanwalte angetragene Strafe über
30 fl . beträgt oder eine Freiheitsſtrafe iſt , oder in der

Suspenſion des Gewerbes beſteht , dem Hofgerichte , vor⸗

behaltlich des Rekurſes an das Oberhofgericht .
Ein ſolcher Rekurs iſt innerhalb einer Nothfriſt von drei

Tagen bei dem Gerichte , welches erkannt hat , anzuzeigen
und zu rechtfertigen .

Bei den Gerichten erſter Inſtanz iſt das bis jetzt für Unter⸗

ſuchungen beſtehende Verfahren einzuhalten . Das Verfahren
bei den Hofgerichten , wenn ſie in erſter Inſtanz urtheilen ,
iſt in dem dritten Titel dieſes Geſetzes beſtimmt .

Da wo ſie in der Rekursinſtanz urtheilen , richtet es ſich
nach den für die Reviſion in den §§. 81 bis 89 gegebenen
Vorſchriften .

itel .

Von den Strafen der durch die Preſſe begangenen
Verbrechen und Vergehen .

. 22 . Wer durch eine in einer Druckſchrift vorgebrachte
Außerung ſich eines Verbrechens oder Vergehens ſchuldig
macht , verfällt zunächſt in diejenige Strafe , womit die
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beſtehende Geſetzgebung daſſelbe Verbrechen oder Vergehen
überhaupt bedroht . „ C

§. 23 . Die Verübung durch den Druck iſt jedoch ein Er⸗

ſchwerungsgrund , welcher eine Straferhöhung ſtets zur

Folge hat .
F. 24 . Einen ferneren Erſchwerungsgrund bildet es auch ,

wenn der Name des Verfaſſers , Verlegers oder Druckers
gar nicht oder falſch angegeben , oder wenn der Angegriffene
nicht mit ſeinem Namen bezeichnet iſt .

§. 25 . Wer die Verfaſſung des Großherzogthums oder des

deutſchen Bundes oder die Verfügungen ihrer öffentlichen
Behörden durch Ausdrücke der Schmahung angreift , wird

mit Gefängniß von acht Tagen bis zu ſechs Monaten und mit

Geldſtrafe von 10 bis 300 fl . belegt .
§. 26 . Die Hälfte dieſer Strafe trifft denjenigen , der in

erwähnter Weiſe gegen einen andern Staat ſich vergeht .
§. 27 . Wer die Sittlichkeit , oder eine im Großherzogthum

anerkannte Religionsgeſellſchaft durch Ausdrücke der Ver⸗

achtung , der Verſpottung oder des Haſſes angreift , verfällt
in die im F. 25 geſetzte Strafe .

§. 28 . Wer unzüchtige Gegenſtände durch den Druck

öffentlich darſtellt verfällt in dieſelbe Strafe .
§. 29 . Die Beſtimmungen der §. 22 bis 28 finden auch

alsdann Statt , wenn das Verbrechen oder Vergehen durch
bildliche Darſtellung verübt iſt .

§. 30 . Geldſtrafen , die nicht erlegt werden können , wer⸗
den mit Gefängniß von einem Tage für je 3 fl . abgebüßt .

§. 31 . Im Falle der Wiederholung eines durch die Preſſe
begangenen Verbrechens oder Vergehens wird die geſetzliche
Strafe des erſten Falls geſchärft .

Dieſe geſchärfte Strafe darf im erſten Wiederholungsfalle
nicht das doppelte , im zweiten nicht das dreifache u. ſ. w.
der Strafe des erſten Falls überſteigen .

Im zweiten und jedem weitern Wiederholungsfalle kann
ſtatt der Strafſchärfung ein Strafzuſatz erkannt werden ,
der im Verbote der betreffenden Zeitung oder Zeitſchriſt ,
hinſichtlich des Verlegers oder Druckers auch in der Suſpen⸗
ſion ihres Gewerbes für eine Zeit von einem Monate bis zu
einem Jahre beſteht .

§. 32 . Die Strafe der Wiederholung tritt alsdann ein ,
wenn der Angeſchuldigte vor Verübung der That wegen
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eines früher durch die Preſſe begangenen Verbrechens oder

Vergehens angeklagt , und zu dem früheren Verfahren vorge⸗
laden war , auch der damals angeſchuldigten That entweder
in der frühern oder in dem neuen Verfahren ſchuldig erſcheint .

§. 33 . Wer eine Schrift , nachdem ſie durch Urtheil als

ſträflich erklärt und das Urtheil verkündet worden , zu ver⸗
breiten fortfährt oder ſie von Neuem druckt , herausgibt oder

verbreitet , wird mit dem höchſten Grade der geſetzlichen
Strafe belegt .

§. 34 . Jeder verurtheilende Gerichtsſpruch muß zugleich
die Unterdrückung oder Vernichtung der als ſträflich erklärten

Schriſt ausſprechen . Wird die Schrift von den damals als

ſträflich erklärten Stellen gereinigt , ſo kann ſie in dieſer ver⸗
änderten Geſtalt in Umlauf geſetzt werden .

§. 35 . Verantwortlich ſind , und können nach den geſetzli⸗
chen Beſtimmungen über Schuld und Mitſchuld gerichtlich
verfolgt werden , alle diejenigen , welche zu dem durch die

Preſſe verübten Verbrechen oder Vergehen mitgewirkt oder
daran Theil genommen haben , namentlich der Verfaſſer ,
der Herausgeber , der Verleger , der Drucker und der

Verbreiter .

§. 36 . Als Verbreiter iſt auch der Buchhändler verant⸗

wortlich , wenn er eine ſträfliche Schrift abſetzt , welche ihm
auf heimliche oder ſonſt Verdacht erregende Weiſe zugekom⸗
men , oder auf welcher nicht der Name und Wohnort , ent⸗
weder des Verfaſſers oder des Herausgebers , Verlegers oder

Druckers angegeben , oder wegen welcher eine Beſchlagnahme
verfügt und ihm bekannt gemacht worden iſt .

§. 37 . Für den Inhalt der Zeitungen und Zeitſchriften
haftet jedenfalls der verantwortliche Redakteur .

§. 38 . Wenn ſich ergibt , daß von dem Herausgeber ,
Verleger oder Drucker ein falſcher Verfaſſer angegeben , und
wenn der wahre Verfaſſer nicht entdeckt worden iſt , ſo fällt
die Verantwortlichkeit auf den der die falſche Angabe ge⸗
macht hat .

§. 39 . Auch der auswärtige Verfaſſer , Redakteur , Ver⸗

leger und Drucker kann vor die inländiſchen Gerichte gezogen
werden , wenn eine Schrift gegen das Inland oder gegen
einen Inländer einen ſträflichen Angriff enthält .

F. 40 . In ſolchen Fällen ſollen , bis dem Urtheile genügt



iſt , die ausländiſche Zeitung oder Zeitſchrift oder andere

Druckſchriften gerichtlich verboten werden .

F. 41 . Die durch die Preſſe verübten Vergehen und Ver⸗

brechen können nur alsdann beſtraft werden , wenn ſie vollendet
ſind . Sie gelten dann für vollendet , wenn die ſträfliche
Schrift in Verkehr oder in Umlauf geſetzt worden iſt ; auch

alsdann , wenn der Druck vollendet und die Verbreitung nur

durch Umſtände , die nicht von dem Willen des Angeſchuldigten
herrühren , verhindert wird .

F. 42 . Die Strafbarkeit erliſcht durch Verjährung , wenn

ſechs Monate von dem Zeitpunkte an umlaufen ſind , wo

das Vergehen oder Verbrechen vollendet , oder die eingeleitete
Unterſuchung unterbrochen worden iſt .

Bei ſolchen Schriften , die hinterlegt werden müſſen ( §. 6 )

läuft die Verjährungszeit von dem Tage an , wo die Hinter⸗
legung geſchehen iſt .

Aii

Von dem Prozeßverfahren .

F. 43 . Bei Preßverbrechen und Preßvergehen findet der

Anklageprozeß mit mündlichem und öffentlichem Verfahren
Statt .

§. 44 . Für jeden Hofgerichtsbezirk wird ein Staatsanwalt

angeſtellt , welcher die Verrichtung des öffentlichen Anklä⸗

gers hat .
Es können ihm Subſtituten beigegeben werden , welche

auf ſchickliche Weiſe im Lande vertheilt ſind . Sie haben die

Verrichtungen des Staatsanwalts ſowohl unmittelbar , als
aus Auftrag des Staatsanwaltes zu vollziehen , mit der

durch beſondere Inſtruktion zu beſtimmenden Unterordnung
unter den Staatsanwalt .

§. 45 . Die Verrichtung eines Staatsanwaltes oder Sub⸗

ſtituten kann auch einem Gerichtsmitgliede oder Beamten

übertragen werden , welche alsdann in dem Geſchäfte , worin

ſie eine ſolche Verrichtung auf ſich haben , aller richterlichen
Funktion ſich enthalten müſſen .

§. 46 . Der Staatsanwalt verfolgt die Preßverbrechen
und Preßvergehen , und zwar jene , welche das öffentliche
Intereſſe betreffen , von Amtswegen , —jene , welche das
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Privatintereſſe betreffen , nur auf Anſuchen derjenigen , welche
eine Verletzung behaupten .

§. 47 . Das Anſuchen bei dem Staatsanwalte muß die

genaue Anzeige der Schrift und der Stellen , wodurch die

Verletzung zugefügt wird , enthalten .

§. 48 . Der Staatsanwalt ſtellt dieſes Anſuchen , oder da
wo er von Amtswegen auftritt , ſein eigenes eben ſo ein⸗

gerichtetes Anſuchen demjenigen Gerichte zu , welches für
die Unterſuchung in Strafſachen zuſtändig iſt .

Er kann die Übergabe bei Gericht nicht verweigern , wenn
das Anſuchen die erforderlichen ( §. 47 ) Eigenſchaften hat .

§. 49 . Der Staatsanwalt kann von Amtswegen , oder

auf Anſuchen einer Parthei bei dem Gerichte den Antrag auf
Beſchlagnahme einer Druckſchrift ſtellen .

In dringenden Fällen kann die Parthei unmittelbar bei dem

Gerichte die Beſchlagnahme verlangen . Jedoch iſt der Staats⸗

anwalt ſogleich von der getroffenen Verfügung zu benach⸗

richtigen .
§. 50 . Das Gericht verfügt über das Anſuchen um Be⸗

ſchlagnahme ſogleich nach deſſen Empfang .
In den Fällen , in welchen die Polizeibehörde bereits die

Beſchlagnahme verfügt hat C . 11 ) , erkennt es ſofort nach
erhaltener Anzeige ( §. 12 ) , ob der Beſchlag fortzubeſtehen
habe oder aufzuheben ſei .

§. 51 . Das Gericht erkennt längſtens in den nächſten drei

Tagen , nachdem das Anſuchen ( §. 48 ) überreicht iſt , ob

Grund zur gerichtlichen Verfolgung des angezeigten Ver⸗

brechens vorhanden ſei , und nimmt ſogleich , wenn ſolcher
Grund vorhanden iſt , die Unterſuchung vor .

§. 52 . Andernfalls erkennt es , daß kein Grund zur ge⸗
richtlichen Verfolgung vorhanden ſei , und hebt zugleich den

Beſchlag auf .
§. 53 . Alle Gerichtsbeſchlüſſe werden den Partheien und

dem Staatsanwalte bekannt gemacht .
§. 54 . Die Vorunterſuchung iſt nach den Regeln des be⸗

ſtehenden Unterſuchungsverfahrens vorzunehmen , jedoch fällt
das Schlußverhör hinweg

§. 55 . Der unterſuchende Richter ſowohl , als die urthei⸗
lenden Gerichtsperſonen können abgelehnt werden , wegen
Unfähigkeit und wegen beſorgter Befangenheit .

§. 56 . Die Unfähigkeit und Befangenheit der Richter und
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Gerichtsperſonen iſt nach den in der Prozeßordnung für bürger⸗

liche Rechtsſtreitigkeiten gegebenen Beſtimmungen zu beur⸗

theilen .
FC. 57 . Die urtheilenden Gerichte über Preßverbrechen und

Preßvergehen ſind die Hofgerichte in voller Verſammlung.
§. 58 . Sobald die Unterſuchungsakten dem Hofgerichte

vorgelegt ſind , werden ſie dem bei dem Hofgerichte angeſtell⸗
ten Staatsanwalt zugeſtellt , um die Anklageſchrift zu ver⸗

fertigen . Dieſe enthält :
1) die genaue Bezeichnung der Druckſchrift und der Stellen ,

auf welche die Anklage gegründet wird ;
2 ) die Benennung des Verbrechens oder Vergehens , wegen

deſſen die Anklage erhoben wird ;
3 ) die Benennung der angeſchuldigten Perſonen ;
4 ) die Benennung derjenigen Zeugen und Sachverſtändi⸗

gen , deren Erſcheinen in der Gerichtsſitzung der Staatsan⸗
walt für nothwendig hält ;

5 ) den Antrag auf Schuldigerklaͤrung und auf das Maß
der Strafe .

§. 59 . Der Staatsanwalt kann , wenn er die Vorunter⸗

ſuchung unvollſtändig findet , unmittelbar bei dem Unter⸗

ſuchungsrichter die Anträge auf Vervollſtändigung ſtellen .

§. 60 . Das Hofgericht ſetzt , ſobald die Anklage übergeben
iſt , einen Gerichtstag zur öffentlichen Verhandlung an .

Zugleich theilt es die Schrift dem Angeklagten mit , und

befiehlt ihm , an dem angeſetzten Gerichtstage ſelbſt , und wenn

er will , mit einem Vertheidiger zu erſcheinen , auch längſtens
acht Tage vor der angeſetzten Tagfahrt diejenigen Zeugen
und Sachverſtändigen , die er dazu vorgeladen haben will ,
und den gewählten Vertheidiger zu benennen . .

F. 61 . Der Gerichtstag iſt nicht unter 14 Tagen anzuſetzen .
Zu dieſen 14 Tagen wird ein weiterer Tag für je 6 Stun⸗

den Entfernung des Wohnſitzes des Angeklagten vom Sitze
des Gerichtes gerechnet .

Gleiche Zuſatztage gelten bei Berechnung der in den Sö.

79 , 83 , 91ä geſetzten Friſten .
§. 62 . Da wo der Staatsanwalt auf peinliche Strafe an⸗

trägt , wird ein Vertheidiger von Amtswegen angeordnet ,
wenn der Angeklagte einen ſolchen zu wählen unterläßt .

§. 63 . Dem Angeklagten und ſeinemVertheidiger ſteht die Ein⸗
ſicht der Unterſuchungsakten unter gerichtlicher Aufſicht offen.
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§. 64 . Zu der Gerichtsſitzung werden ferner die klagende
Parthei , der Staatsanwalt und diejenigen Zeugen und Sach⸗

verſtändigen vorgeladen , deren Vorladung von den Partheien
oder dem Staatsanwalte verlangt , oder von dem Gerichte

für nothwendig erachtet wird .

F. 65 . Die Gerichtsſitzung iſt öffentlich . Das Gericht kann

eine geheime Sitzung anordnen , wenn ſämmtliche Partheien
es verlangen , oder wenn das Gericht ermißt , daß aus der

Offentlichkeit der Verhandlung Argerniß oder Verletzung der

ſchicklichen Sittlichkeit entſtehen würde .

§. 66 . In geheimer Sitzung hat jedoch jede Parthei das

Recht , drei Freunde oder Verwandte zur Seite zu haben .
In keinem Falle erſtreckt ſich die Ausſchließung auf die bei

dem Gerichtshofe angeſtellten Rechtsanwälte .

§. 67 . In der Gerichtsſitzung wird zuerſt die Anklageſchrift ,
ſodann werden die nöthigen Urkunden verleſen , Zeugen und

Sachverſtändige vernommen , oder wenn ihre Vorladung

nicht verlangt , oder nicht für nöthig erachtet wird , ihre

Ausſagen verleſen . Hierauf ſprechen die Partheien und der

Vertheidiger . Der Präſident , die Richter und der Staats⸗

anwalt ſind befugt , an die Partheien , Zeugen und Sach⸗

verſtändigen Fragen zu ſtellen , — die Partheien ſelbſt nur ,

indem ſie ſich deshalb an den Präſidenten wenden .

§. 68 . Sind die Zeugen nicht ſchon in der Vorunterſuchung
beeidigt , ſo findet ihre Beeidigung in der Gerichtsſitzung

Statt , jedoch nur ſofern der Statsanwalt oder die Partheien
es verlangen oder das Gericht es von Amtswegen beſchließt .

§. 69 . Die auf gehörige Vorladung und ohne Entſchul⸗
digung ausbleibenden Zeugen und Sachverſtändigen werden

in eine Strafe von 5 —20 fl. und in die Koſten der Tag⸗
fahrt verfällt .

§. 70 . Sind die Verhandlungen vom Gerichte als ge⸗

ſchloſſen erklärt , ſo folgt ſofort nach geheimer Berathung
die Urtheilsfaſſung .

Das als Reſpizient aufgeſtellte Gerichtsmitglied , dem

wenigſtens drei Tage vor der Sitzung die Akten zugeſtellt
werden , macht hiezu den Antrag .

§. 71 . Das Urtheil wird durch die Mehrheit der Abſtim⸗
menden gefaßt , und ſogleich in der nämlichen Gerichtsſitzung
mit den Entſcheidungsgründen bekannt gemacht .
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Den Partheien , welche nicht erſchienen ſind , wird das

Urtheil in geſetzlicher Weiſe eingehändigt .

§. 72 . Das Gericht kann zur Verkündung des Urtheils
eine andere Sitzung beſtimmen , oder die Sache zu weiterer

Berathung ausſetzen und zugleich anordnen , daß zu dem

Ende ein ſchriftlicher Vortrag in geheimer Sitzung erſtattet

werden ſoll .
In allen dieſen Fällen iſt ſogleich in der Gerichtsſitzung

der weitere Tag der Urtheilsverkündung feſtzuſetzen , und

den Partheien bekannt zu machen .

§. 73 . Das Sitzungsprotokoll enthält die Benennung der

anweſenden Gerichtsmitglieder und des Staatsanwaltes ,
der erſchienenen Partheien und des Vertheidigers , die Be⸗

merkung der gehaltenen Vorträge , die Aufzeichnung derjeni⸗

gen Punkte , deren Protokollikung das Gericht auf Antrag
einer Parthei , des Staatsanwaltes oder von Amtswegen
verordnet , — und alle Beſchlüſſe des Gerichtes .

§. 74 . Der Widerruf eines in der Vorunterſuchung ab⸗

gelegten Geſtändniſſes oder die Abänderung einer dort ge⸗
ſchehenen Ausſage findet nur dann Statt , wenn das Pro⸗
tokoll ſelbſt unächt oder unförmlich , oder die Begründung
des Widerruſs oder der Abänderung mit Urkunden nachzu⸗
weiſen iſt .

§. 75 . Erſcheint der Angeklagte auf die Vorladung zur
Gerichtsſitzung nicht , ſo iſt er

1 wenn er auch in der Vorunterſuchung nicht erſchienen
war , der angeſchuldigten Thatfachen , deren Gegentheil
nicht hergeſtellt iſt , als geſtändig zu betrachten ; oder

2 ) wenn er in der Vorunterſuchung bereits vernommen

war , nach der dort abgegebenen Erklärung zu beurtheilen ,
und der Einwendungen gegen die in der Gerichtsſitzung vor⸗

gebrachten Beweiſe verluſtig .
Die Rechtsnachtheile Nro . 1 und 2 ſind bei der Vorladung

ausdrücklich anzudrohen .
§. 76 . Iſt der Angeklagte in der Vorunterſuchung ausge⸗

blieben , ſo kann er in der Gerichtsſitzung noch das früher
Verſäumte nachholen .

§. 77 . Iſt der Angeklagte abweſend und ſein Aufenthalt
unbekannt , oder kann die Einhändigung der Vorladung an
einen angeklagten Fremden ( Paragraph 39 ) nicht geſchehen ,
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ſo iſt die Vorladung unter Androhung der Paragraph 75

genannten Rechtsnachtheile öffentlich zu erlaſſen .
Dieſe Vorladung iſt an dem Sitzungsorte des urtheilenden

Gerichts öffentlich anzuſchlagen und in der Zeitung der
Reſidenzſtadt bekannt zu machen .

In gleicher Art iſt das ergangene Urtheil bekannt zu
machen .

§. 78 . Iſt der Angeklagte im Auslande , und kann die

Behändigung der Vorladung an ihn geſchehen , ſo wird ihm
damit zugleich die Benennung eines inländiſchen im Orte
des Gerichts wohnenden Gewalthabers fur Empfangnahme
der richterlichen Beſchlüſſe aufgegeben , unter dem Androhen ,
daß ſonſt auf ſeine Koſten ein ſolcher vom Gericht beſtellt
würde .

§. 79 . Der Angeklagte , gegen den ein Verſäumungsurtheil
ergangen iſt , kann innerhalb 14 Tagen vom Tage der Be⸗

kanntmachung des Urtheils an , bei dem Gerichte , welches
das Urtheil erlaſſen hat , Wiederherſtellung nachſuchen , und
ohne Begründung der Wiederherſtellung um Beſtimmung
einer weitern Gerichtsſitzung bitten .

§. S0 . Das Gericht ſetzt hierauf eine weitere Sitzung an .
Erſcheint der Angeklagte hiebei nicht , ſo wird das ergan⸗

gene Verſäumungsurtheil als ein endgültiges erklärt .

Jedenfalls , auch wenn er gegen das Urtheil wiederherge⸗
ſtellt wird , bleiben ihm die Koſten zu Laſt , welche durch
die Verſäumung veranlaßt worden ſind .

§. 81 . Gegen jedes hofgerichtliche Urtheil ſteht ſowohl dem

Angeklagten , als dem Kläger die Reviſion bei dem Oberhof⸗
gerichte zu , dem Staatsanwalte nur alsdann , wenn er im

Falle war , von Amtswegen anzuklagen ( §. 46 ) .
§. 82 . Dem Angeklagten ſteht dieſes Rechtsmittel nicht

zu , wenn nicht wenigſtens eine achttägige Freiheitsſtrafe ,
oder eine Geldſtrafe von 50 fl . erkannt iſt .

§. 83 . Die Reviſton iſt innerhalb einer Nothfriſt von drei
Tagen nach eröffnetem Urtheile bei dem Hofgerichte ſchrift⸗
lich anzuzeigen und längſtens innerhalb weiterer acht Tage
zu rechtfertigen .

§. 84 . Bis zum Ablaufe der Nothfriſt iſt mit dem
Urtheilsvollzuge einzuhalten . Durch die innerhalb der Noth⸗
friſt geſchehene Reviſtonsanzeige wird der Vollzug auf⸗

gehalten .
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Unterbleibt die Anzeige in der Nothfriſt , ſo iſt gleichwohl
die Rechtfertigung noch zuläſſig .

§. 85 . Bei Eröffnung des Urtheils iſt die Belehrung über

die Förmlichkeiten der Reviſion zu ertheilen . 3
§. 86 . Die Rechtfertigung enthält die Angaben derzBe⸗

ſchwerden gegen das Urtheil oder Verfahren , die Ausführung
der Beſchwerden , und den Antrag auf Abänderung oder

Aufhebung des angefochtenen Urtheils .
Die Anführung neuer Thatſachen und Antretung neuer

Beweiſe wird nicht zugelaſſen .
§. 87 . Auf die Rechtfertigung hat die Gegenparthei binnen

acht Tagen ihre Gegenerklärung abzugeben .
Die Gegenparthei iſt , wenn der Angeklagte der Revident

iſt , der Kläger und der Staatsanwalt , andernfalls der An⸗

geklagte und ſeine Vertheidiger .

F§. 88 . Nach Ablauf der zur Gegenerklärung gegebenen

Friſt , werden dieſe Schriftſaͤtze mit ſämmtlichen Akten dem

Oberhofgerichte vorgelegt , welches auf ſchriftlichen Vortrag
in geheimer Sitzung in letzter Inſtanz zu erkennen und ſeinem

Urtheile die Entſcheidungsgründe beizufügen hat .

§. 89 . Das Urtheil des Hofgerichtes kann , wenn der An⸗

geklagte die Reviſion ergriffen hat , nicht zum Nachtheile

deſſelben abgeändert werden .

F. 90 . Die Wiederherſtellung auf den Grund neu aufge⸗

fundener Thatſachen und Beweiſe findet von Seiten des An⸗

geklagten jederzeit Statt , der Vollzug des Urtheils aber wird

nicht aufgeſchoben , wenn die Wiederherſtellung nicht inner⸗

halb der Reviſionsnothfriſt nachgeſucht wird .

Die Verhandlung und Aburtheilung geſchieht in gleicher
Weiſe , wie in erſter Inſtanz . Auch gelten gleiche Rechtsmittel .

§. 91 . Gegen das Erkenntniß des Unterſuchungsrichters ,
womit er Beſchlagnahme verfuͤgt oder aufhebt , oder womit

er erkennt , daß kein Grund zur gerichtlichen Verfolgung vor⸗

handen ſei , oder womit perſönlicher Verhaft erkannt wird ,

findet die Reviſion bei dem Hofgerichte Statt .

Ihre Rechtfertigung , Verhandlung und Aburtheilung ge⸗
ſchieht in gleicher Weiſe , wie uͤber die Reviſion bei dem

Oberhofgerichte beſtimmt iſt .
Der Vollzug des Erkenntniſſes wird nicht aufgehalten ,

wenn Gefahr auf dem Verzug haftet .
§. 9 . Der Rekurs zur Gnade findet zu jeder Zeit Statt .
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Die Rekursſchrift kann bei dem Hofgerichte oder bei dem
Juſtizminiſterium übergeben werden .

Im erſten Falle ſchickt das Hofgericht die Rekursſchrift
ſammt Akten an das Juſtizminiſterium .

§. 93 . Mit dem Strafvollzuge wird in dieſem Falle nur
alsdann eingehalten :

1) wenn die Rekursſchrift innerhalb drei Tagen von
Verkündung des verurtheilenden Erkenntniſſes an überge⸗
ben , —oder

2 ) wenn mit der Reviſion eventuell der Rekurs zur Gnade
verbunden , — oder

3 ) wenn von dem Juſtizminiſterium oder von der höchſten
Staatsbehörde Einhalt geboten wird .

§. 94 . Die Beſtimmung der Vollzugsvorſchriften für das
hier im Allgemeinen bezeichnete Verfahren bleibt beſondern
Verordnungen vorbehalten .
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